
ORDNUNG DER REGIONALÄMTER UND DES ZUGEORDNETEN PERSONALS 

KEGIONAL<:ESETZ vom 2. Mai lYY3, Nr. 9 

Bestimmungen über die Ve~altungsorganisation der Friedensrichterämter 

DER REGIONALRAT 

hat das folgende Gesetz genehmigt, 

DER PRÄSIDENT DES REC,IONALAUSSCIIUSSES 

beurkundet es: 

KAPITEL I 

Friedensrichterämter 

Art. 1 

(Sitze der Friedensrichterämter) 

1. In der Region Trentino-Südtirol haben die Frirdensrichter- 
ämter bei Inkrafttreten dieses Gesetzes und vorbehaltich der Brstim- 
mungen nach Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 21. November 
1991, Nr. 374 betreffend die Zusammenlegung der Amter sowie der 
Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 3 des Legislativdekretes vom 
16. März 1992, Nr. 267 betreffend die Errichtung von Außenstellen 
der Frirdensri<:ht~rämtrr ihren Sitz in den nachstehenden Gemein- 
den, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes vom 1. 
Februar 1989, Nr. 30 Sitz eines Bezirksgerichtes waren: 

Provinz Bozen: 

Bozen, Br-ixen, Bruneck, Kaltrrn, Klausen, Nwnarkt, Meran, 
Welsberg, Schianders, Sterzing; 

Provinz Trient: 

Trient, Riva del Gat-da, Rovrreto, Borg” Valsugana, Cavalese, 
Cles, Fier-a di Primirro, Fondo, Mal&, Mezzolombardo, Pergint: Val- 
sugana, Tione di Trrnto. 

Art. 2 

(Verfahren betreffend den Vorschlag f;r die Ernennung der 
Friedensrichter) 

1. Hinsichtlich des im Artikel 6 des Legislativdekretes vom 16. 
März 1992, Nr. 267 vorgesehenen Verfahrens betreffend den Vor- 
schlag für die Ernennung der mit den hufgaben eines Friedensrich- 
ters betrauten ehrenamtlichen Kichter geht der Präsident des Ke- 
gionalausscbussrs gemäß den Bestimmungen der Artikel 4 und 5 des 
Gesetzes vom 21. November 1991, Nr. 374 vor. 
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KAPITEL 11 

Verwaltungsorgankation der Friedensrichterämter 

Art. 3 

(Einheitsstellenplan des Personals der Region und Planstellen) 

1. Das Verwaltungspersonal der Friedensrichterämter wird in 
den Einheitsstellenplan des Personals der Region eingestuft. Zu 
diesem Zweck werden die Planstellen des Einheitsstellenplanes des 

Personals der Region nach der Anlage “C” des Regionalgesetzes vom 
11. Juni 1987, Nr. 5, ersetzt durch den Artikel 27 des Regionalge- 
setzes vom 21. Februar 1991, Nr. 5, durch die Planstellen nach der 
diesem Gesetz beiliegenden Tabelle “A” ersetzt. 

3. Die Planstellen des Verwaltungspersonals der Friedensrich- 
terämter werden, was die Provinzen Bozen und Trient anbelangt, 

in der diesem Gesetz beiliegenden Tabelle “B” festgesetzt. 
3. Die Planstellen der einzelnen Friedensrichterämter werden 

gemäß den für das restliche Personal vorgesehenen Einxelvorschrif- 
ten nachträglich festgelegt und es werden, falls notwendig, auch hr- 
sondere Berufsbilder hestimmt. 

4. Für die Zwecke der Leistungsfähigkeit der Friedensrichter- 
ämter, insbesondere was die Berücksichtigung der geltenden Bestim- 
mungen über den Gehrauch der Sprachen bei den Gerichtsämtern 

anbelangt, kann dir Regionalverwaltung diesen Ämtern Personal zu- 
weisen, das im regionalen Einheitsstellenplan eingestuft ist. 

Art. 4 

(Dienst- und besoldungsrechtliche Stellung des 
Verwaltungspersonals der Friedensrichterämter) 

1. Unbeschadet anders lautender Bestimmungen dieses Gesetzes 
werden auf das Verwaltungspersonal der Friedensrichterämter die 
Bestimmungen über die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung 
des Personals der Region angewandt. 

Bestimmungen über die erste Stellenbesetzung in den 

Friedensrichterämtern 

Art. 5 

(Einstufung von Gemeindebediensteten) 

1. Das planmäßige Personal der Gemeinden der Region Trrn- 
tino-Südtirol, das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bei den ehema- 
ligen Friedensrichterämtern Dienst leistet, kann hinnen dreißig 
Tagen vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes um die Ein- 
stufung in den Einheitsstellenplan des Personals der Region ansu- 

chen. 
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2. Als bei den ehemaligen Friedensrichterämtern Dienst leistend 
werden jene Gemeindebedienst+ betrachtet, die Kanzlei- oder Se- 
kretariatsaufgaben bei diesen Amtern ausüben. 

3. Der Regionalausschuß sorgt für die Annahme der Gesuche 
um Einstufung, wobei das am 31. Dezember 1989 bei den ehemali- 
gen Friedensrichterämtern Dienst leistende Personal bevorzugt 

wird, sowie das Datum der Ermächtigung zur Ausübung der Aufga- 
ben eines Kanzleibeamten oder jenes der Zuweisung zum Amt be- 
rücksichtigt werden. 

4. Dieses Personal wird vorzugsweise dem ursprünglichen 
Dienstsitz oder Friedensrichteramt zugewiesen, in dessen Beeirksge- 
richtssprengel jener ursprüngliche Sitz liegt. 

Art. 6 

(Einstufung des Personals der Gerichtskanzleien) 

1. Das Personal, das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Kanzleien der Gerichtsämter der Region Trentino-Südtirol plan- 
mäßigen Dienst leistet, kann, mit Ausnahme des Personals im 111. 

Funktionsrang und im IV. Funktionsrang - Berufsbild eines 

Fahrers von Sonderfahrzeugen, auf Antrag in den Einheitsstel- 
lenplan des Personals der Region eingestuft werden. Das Gesuch 
ist binnen dreißig Tagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ein- 
zureichen. 

2. Der Regionalausschuß sorgt in den Grenzen der planmäßigen 

Stellen, die nach Anwendung des Artikels 5 frei sein werden, für die 
Annahme der Gesuche um Einstufung. 

3. Die im Absatz 1 vorgesehenen Stellen werden im Vergleich 
zu jenen, die im Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzes vom 21. November 
1991, Nr. 374 im Sinne des Artikels 6 Absatz 8 des Legislativdekre- 
tes vom 16. März 1992, Nr. 267 vorgesehen sind, gekürzt. 

Art. 7 

(Einzelvorschriften zur Einstufung des Personals) 

1. Die Einstufung nach den vorstehenden Artikeln 5 und 6 wird 
in den Grenzen der Planstellen der entsprechenden Ränge und Be- 

rufsbilder des Einheitsstellenplanes des Personals der Region 
verfügt, wobei das bei der Herkunftskörperschaft erreichte Dienstal- 
ter für die dienst- und besoldungsrechtlichen Zwecke anerkannt 
wird. Dem im Einheitsstellenplan der Region eingestuften Personal 
wird die für den entsprechenden Rang dieses Stellenplanes vorgese- 

hene Besoldung zusätzlich zu den allfälligen gemäß Gesetz zustehen- 
den Zulagen gewährt. Sollte die genannte Behandlung, einschließlich 
der Sonderergänzungszulage, niedriger als die bei der Herkunftskör- 
perschaft bezogene sein, und zwar einschließlich der Zulage nach 
den Artikeln 1 und 2 des Gesetzes vom 22. Juni 1988, Nr. 221, so 
wird die Differenz als persönliche Zulage beibehalten und mit den 

zukünftigen allgemeinen Gehaltserhöhungen verrechnet. 

2. Bei der Einstufung des Verwaltungspersonals der Friedens- 
richterämter mit Sitz in der Provinz Bozen wird nach dem Grund- 
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satz vorgegangen, daß der Personalbestand im Verhältnis zur Stärke 
der Sprachgruppen stehen muß, wie sie aus den bei der letzten all- 
gemeinen Volkszählung abgegebenen Zugehörigkeitserklärungen her- 

vorgeht. 
3. Für das Personal nach Artikel 6, das darum ansucht, den 

Friedensrichterämtern in der Provinz Bozen zugewiesen zu werden, 
ist der Besitz der Bescheinigung über die Kenntnis der italienischen 

und der deutschen Sprache entsprechend den verschiedenen Rängen 
gemäß Artikel 4 des Dekretes des Präsidenten der Republik vom 26. 

Juli 1976, Nr. 752 mit seinen späteren Anderurigen und Ergänzun- 
gen die Voraussetzung für die Einstufung in den Einheitsstellenplan 
der Region. 

Art. 8 

(Personal in der Stellung einer Abordnung) 

1. Um den Erfordernissen der F ne d ensrichterämter zu entspre- 

chen, wird der Regionalausschuß ermächtigt, bis zum 31. Dezember 
1994 Bedienstete des Staates, der Autonomen Provinzen Bozen und 
Trient, der Landtage dieser Provinzen und des Regionalrates oder 
anderer öffentlicher Körperschaften in Anspruch zu nehmen, die 
gemäß der geltenden regionalen Gesetzgebung bei der Region abge- 

ordnet sind. 
2. Das Personal nach Absatz 1 kann nach sechs Monaten Dienst 

in der Stellung einer Abordnung bei der Region um Einstufung in 
den regionalen Einheitsstellenplan ansuchen. 

3. Die Einstufung wird auf Antrag der Betroffenen mit Be- 
schluß des Regionalausschusses auf Grund der Unbedenklichkeits- 

erklärung seitens der Zugehörigkeitsverwaltung nach Anhören des 
Beirates für Organisations- und Personalangelegenheiten und nach 
Feststellung des einwandfrei geleisteten Dienstes beim zugewiesenen 

Amt verfügt, wobei die Anträge bei sonstigem Ausschluß binnen 
sechzig Tagen nach dem Halbjahr Dienst bei der Region einzurei- 
eben sind. 

4. Das Personal wird in den Funktionsrang eingestuft, der dem 
Funktionsrang bzw. der Funktionsebene entspricht, der bzw. die bei 

der Herkunftskörperschaft bekleidet wurde und erhält das Berufs- 
bild, das .mit dem Herkunftsrang und -berufsbild übereinstimmt. 
Wo die Ubereinstimmung der Obliegenheiten nicht gegeben ist, 
erhält das Personal das Berufsbild des Einstufungsranges, der den 
bei der Region ausgeübten Aufgaben entspricht oder ähnlich ist. 

5. Die Einstufung wird gemäß den Einzelvorschriften nach 

Artikel 7 verfügt. 

KAFITF,I, IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 9 

(Ausgaben für das Personal und Lieferung der Einrichtung für 
den Betrieb der Friedensrichterämter) 

1. Die von der Region in Anwendung der Bestimmungen des 

Artikels 3 Absätze 1, 2 und 3 und der Artikel 4, 5, 6, 7 und 8 be- 
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strittenen Ausgaben werden vom Staat innerhalb der Grenzen ver- 

@et, welche auf der Grundlage der entsprechenden Ausgaben vor- 
bestimmt werden, die vom Staat durchschnittlich für die Friedens- 
richterämter bestritten werden. 

2. Die Region besorgt die Bereitstellung der für den Betrieb der 
Friedensrichterämter notwendigen Einrichtungen und Dienste. 

3. Die von der Region in Anwendung der Bestimmungen des 
Absatzes 2 bestrittenen Ausgaben werden im Sinne des Artikels 6 
Absatz 9 des Legislativdekretes vom 16. März 1992, Nr. 267 vom 

Staat vergütet. 

Art. 10 

(Finanzbestimmung) 

1. Die Ausgabe für die Durchführung des Artikels 3 Absätze 1, 
2 und 3 und der Artikel 4, 5, 6, 7, 8 und 9 wird ab der Gebarung 
1994 durch eine jährliche Zuweisung gedeckt, die im Artikel 6 
Absatz 9 des Legislativdekretes vom 16. März 1992, Nr. 267 für die 

Amtshandlungen betreffend die Errichtung des Friedensgerichtes 
vorgesehen ist. 

Dieses Gesetz wird im Amtsblatt der Region kundgemacht. 

Jeder, den es angeht, ist verpflichtet, es als Regionalgesetz zu befol- 
gen und dafür zu sorgen, daß es befolgt wird. 

Trient, den 2. Mai 1993 

Der Präsident des Regionalausschusses 
ANDREOLLI 

Gesehen: 
Der Regierungskomnissär 

der Provinz Trient 
(Sottile) 

TABELLE A 

EINHEITSSTELLENPLAN DER PLANSTELLEN 
DES PERSONALS DER REGION 

Laufbahn der Führungskräfte 

- Führungsrang 

neunter Funktionsrang 

achter Funktionsrang 

siebter Funktionsrang 

sechster Funktionsrang 

fünfter Funktionsrang 

vierter Funktionsrang 

dritter Funktionsrang 

zweiter Funktionsrang 

erster Funktionsrang 

9 

57 

87 

143 

190 

254 

173 

71 

1 

0 

Insgesamt 985 
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TABELLE ß 

PLANSTELLEN DES VERWALTUNGSPERSONALS DER 
FRIEDENSRICHTERÄMTER 

neunter Funktionsrang 
achter Funktionsrang 
siebter Funktionsrang 
sechster Funktionsrang 
fünfter Funktionsrang 
vierter Funktionsrang 
dritter Funktionsrang 
zweiter Funktionsrang 
erster Funktionsrang 

Prov. Prov. 
B”ZCFl Trient 

1 1 
10 12 
2 1 

16 14 
7 7 

19 19 
13 13 

0 0 
0 0 

Insgesamt 68 67 

ANMERKUNGEN 

Anmerkung zum Art. 1 Abs. I 

Der Text des Art. 2 Abs. 3 dcs Staatsgesetzes “nm 21. Novcmhrr 1991, Nr. 

374 lautet wie folgt: 

.Auf Vorschlag des Justizministers und nach Anhörung dcs Gerichtsrates 

und der betroffenen Gemeinden künnen durch Dekret des Präsidenten der Repu- 

blik zwei oder mehrere bcnaehhartr Ämter des Friedensgerichts zu einem einzigen 

Amt zusammrngcfalJt werden, allerdings mit der Einschränkung, da0 die Gesamt- 

hevölkerung, die sich durch die Zusammenlegung crgiht, die Zahl von SO.000 Ein- 

wohnern nicht übersteigt. Im Dekret ist die Ccmcinde zu hezeichnen, in der das 

Amt des Friedensgerichts seinen Sitz hat.>, 

Der Text des Art. 6 Abs. 3 des Legislativdekretes “om 16. März 1992, Nr. 

267 zur Durchführung des Sonderstatutes für Trentino-Südtirol hcaagt: 

«Die Errichtung von Außenstellen dcs Friedensichteramtcs wird “om Justiz- 

minister im Einvernehmen mit dar autonomen Provinz verfügt. Die Aufsicht und 

Kontrolle der Fridcnsrichterämter werden getrennt vom Präsidenten des ordcnt- 

lichcn Gerichtes und vom Landesausschuß ~usgeiiht.,~ 

Anmerkung zum Art. 2 Abs. 1 

Der Text dcs Art. 6 Aha. 1 dcs Legislativdekretes “um 16. März 1992, Nr. 

267 betreffend DurchCührungshcstimmungen zum Sonderstatut fiir Trentino-Süd- 

tirol ist nachstehender: 
<<Friedensrichter Die Ernennung, der Amtsverlust und die Amtsenthebung 

der mit den Funktionen eines Friedensrichters hetrauten ordentlichen Richter 

werden in der Region Trentino-Siidtirol mit Dekret des Präsidenten der Republik 

auf Vorschlag des Präsidenten dcs Regionalausschusses in Beachtung der anderen 

in der Gerichtsordnung festgelegten einschlägigen Bestimmungen “orgcnommen.~~ 

Anmerkung zum Art. 2 Ahs. 5 

Der Text des Art. 6 Ahs. 1 des Legislativdekretes vom 16. März 1992, Nr. 
267 ist in der Anmerkung zum Art. 2 Abs. 1 wiedergegeben. 
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Anmerkung zum Art. 3 Abs. 1 

Der Einheitsstellenplan des Personals der Region wird in der Anlage so 

diesem Gesetz veröffentlicht. 

Anmerkung zum Art. 7 Abs. 1 

Der Text der Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 22. Juni lYX8, Nr. 221 ist 

folgender: 

Art. 1 

(1) Ab 1. Jänner 1988 wird die im Art. 3 des Gesetzes vom 19. Februar 

1981, Nr. 27 festgesetzte Zulage im am 1. Jänner 1YXX geltenden Ausmaß dem 

leitenden Personal und dem Personal in den gleichgestellten Rängen der Gerichts- 

kanzleien und -sekretariate sowie jenem Personal zugewiesen, das mit Gesetz vom 

1. August 1962, Nr. 1206 und mit Gesetz vom 11. November 1982, Nr. 862 vor- 

gesehen ist, und zwar nach den in der beigelegten Tahelle angegebenen Prwent- 

anteilen in bezug auf die versc h. le denen Ränge mit Einverleihung der Vergütung 

gemäß Art. 168 des Gesetzes vom 11. Juli 1980, Nr. 312 und gemäU dem einzigen 

Artikel des Ccsctzes vom 11. November 1982, Nr. 862 mit seinen späteren Ände- 
rungen, und zwar in dem mit Gesetz vom 12. April 1984, Nr. 65 und mit Urkrrt 
des Präsidenten des Ministerrates vom 13. April 1984, vrriiffentlicht im Gesetz- 

hlatt vom 31. Mai 1984, Nr. 149, festgesetzten Ausmaß. 

(2) Die Zulage gemäß Ahs. 1 wird in monatlichen Raten mit Ausnahme von 

Sonderurlaub, von Wartestand äus jedwedem Grund, von pflichtmäßigen oder 
wahlfreien Abwesenheiten laut den Artikeln 4 und 7 des Gesetzes vom 30. Dezem- 

her 1971, Nr. 1204 und voo Dienstenthebung aus jedwedem Grund entrichtet. 

(3) Die Zulage steht dem Personal nach den Artikeln 45 und 47 des Gesetzes 
vom IX. März 1968, Nr. 249 und dem Art. 8 dci Gesetzes vom 17. November 
1978, Nr. 715 auf jeden Fall zu. 

Art. 2 

(1) Dem Personal der Funktionsränge in den Stellenplänen der Gerichts- 
kanzleien und -sekretariate sowie in den Stellenplänen gemäß den Gesetzen vom 

1. August 1962, Nr. 1206 und vom 11. November 1982, Nr. 862 wird die Begün- 

stigung gemäß Art. 1 in dem mit Dekret des Justizministers im Einvernehmen mit 

dem Schatzminister und mit dem Minister für öffentliches Verwaltungswesen sowie 
im Einverständnis mit den in diesem Sektor am stärksten vertretenen gesamtstaat- 
lichen Fachorganisationen und mit den auf Staatsebene am stärksten vertretenen 

Gewerkschaftwer an en h” d festgesetzten Ausmaß zugewiesen, wobei die Ver@itung 

gemäß Art. 168 drs Gesetzes vom 11. Juli 1980, Nr. 312 und gemäß dem einzigen 
Artikel des Gesetzes vom 11. November 1982, Nr. 862 mit seinen späteren Ände- 
rungen einverleibt wird. 

(2) Die Begünstigung gemäß Abs. 1 darf, was das Personal im neunten Funk- 

tionsrang anbelangt, das Ausmaß von 85 Prozent da den Oberdirigenten aus drm- 

selben Grund entrichteten Betrages nicht überschreiten. 
(3) Die aus diesem Artikel herrührende Gesamtausgabe darf den Betrag von 

137.164 Millionen Lire auf jeden Fall nicht überschreiten. 

Anmerkung zum Art. 7 Abs. 3 

Der Text des Art. 4 des Dekretes des Präsidenten der Republik vom 26. 

Juli 1976, Nr. 752 mit seinen späteren Änderungen besagt: 
«Der Vorsitz jeder Kommission wird abwechselnd für jede Prüfungssession, 

von einem Kommissionsmitglied italienischer Muttersprache und von einem Kom- 

missionsmitglied deutscher Muttersprache ührrnommen. 
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Um dir Prüfung zu hcstchcn, muß der Bcwcrbcr dir Stimmcnmchrhcit der 

Kommissionsmitglieder erlangen. 

Die Kommissionen stellen Bescheinigungen über die Kenntnis der beiden 
Sprachen aus, dir sich auf die Aushildungsnachwcisc hczichcn, die für die Ein- 

stcllung in den iiffcntlichcn Dienst in den verschiedenen Funktionsrängen oder wie 

auch immer bezeichneten Katcgoricn vorgcschcn sind, und zwar: 

1. Abschlußzeugnis der Grundschule; 

2. AhschluU der Sckundarschule ersten Grades; 

3. AbschluU einer Sekundarschule zweiten Grades; 
4. Doktorat. 

Der Bcwcrhcr kann “nahhängig vom Besitz dcs cntsprcchcndcn Aushil- 

dungsnachweises, dir Prüfung zur Erlanbwng der Bcschcinigung iibcr dir Kenntnis 

der beiden Sprachen, bezogen auf die Ausbildungsnachweise laut Z. 1 und 2 des 

vorstchcndcn Absatzes, nach Vollendung des 14. Lebensjahres und die Prüfung 

zur Erlangung der Bcschcinigung über die Kenntnis der hcidcn Sprachen, besogen 

auf die Ausbildungsnachweise laut Z. 3 und 4, nach Vollendung dcs 17. Lchcns- 

jahres ablegen. 

Die Bescheinigungen gelten sechs Jahre. Dieser Absatz wurde mit nachfol- 

gendem Art. 4 des Dekretes des Präsidcntcn der Rcpuhlik vom 19. Novcmhcr 

1987, Nr. 521 aufgehoben. 

Die Betrauung mit wir immer benannten höheren Amtsbefugnissen, für die 

cinc höhcrc Aushild urig vorgesehen ist, crfordcrt den Besitz der Bescheinigung 

über die dieser A “5 > < urig rntsprrr: :l il1 h d Kenntnis der beiden Sprachcn.x en e 

Anmerkung zum Art. 11 Abs. 3 

Der Text dcs Art. 6 Abs. Y des Legislativdekretes vom 16. März 1992, Nr. 

267 hctrcffcnd Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trcntino-Süd- 

tirol lautet wie folgt: 

«Dir von der Rcginn in Anwendung der Bestimmung dcs Abs. 2 bcstrittcncn 

Ausgahcn werden vom Staat innerhalb der Grcnzcn vcrgiitct, welche auf der 

Grundlage der entsprechenden Ausgahcn vorhcstimmt wcrdcn, dir vom Staat 

durchschnittlich für die Friedensrichterämter bestritten werden.>> 
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